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Stellungnahme des AWV Arbeitskreises Verrechnungspreise zu den „Bemerkun-
gen 2025 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes“ des Bundesrech-
nungshofes, hier: Prüfungsbericht zu Steuerausfällen durch Gewinnverlagerung 
(Bemerkungen 2025, Nr. 21) 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
namens des Arbeitskreises Verrechnungspreise der Arbeitsgemeinschaft für wirt-
schaftliche Verwaltung e. V. (AWV) übersenden wir Ihnen anliegend unsere fachli-
che Stellungnahme zu den „Bemerkungen 2025 zur Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung des Bundes" Ihrer Behörde, konkret zu Nr. 21 (Prüfungsbericht zu Steueraus-
fällen durch Gewinnverlagerung). 
 
Die AWV ist eine vom Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung 
geförderte, gemeinnützige Plattform für den Austausch zwischen Wirtschaft, Ver-
waltung und Wissenschaft. In ihren Fachgremien erarbeiten Expertinnen und Ex-
perten aus den genannten Bereichen praxisorientierte Empfehlungen zur Verwal-
tungsmodernisierung, Digitalisierung und zum Bürokratierückbau. Der AWV-Ar-
beitskreis Verrechnungspreise bildet als ein solches Fachgremium ein branchen-
übergreifendes Forum für den Dialog zwischen Wirtschaft, Beratung und Finanzver-
waltung zu Fragen der steuerlichen Verrechnungspreise. 
 
Anlass unserer Stellungnahme ist die Empfehlung des Bundesrechnungshofes, das 
Country-by-Country Reporting (CbCR) um eine gesetzliche Vorlagepflicht für disag-
gregierte Konzerneinheitsdaten zu ergänzen. Ausgehend von sechs verdichteten 
Kernthesen legt der Arbeitskreis dar, dass die bestehenden Vorschriften und Instru-
mente der Finanzverwaltung bereits eine lückenlose, transaktionsbezogene Prü-
fung ermöglichen. Die Empfehlung des Bundesrechnungshofes hält der AWV-Ar-
beitskreis Verrechnungspreise weder für ein geeignetes noch für ein verhältnis-
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mäßiges Mittel, um Gewinnverlagerungsrisiken im Rahmen der Betriebsprüfung 
wirksam und zügig zu erkennen. Sie droht vielmehr, erhebliche Compliance-Res-
sourcen multinationaler Unternehmen zu binden, ohne einen korrespondierenden 
Erkenntnisgewinn für die Finanzverwaltung zu erzeugen.  
Der AWV-Arbeitskreis Verrechnungspreise unterbreitet in der anliegenden Stel-
lungnahme jedoch auch konkrete, praxistaugliche Empfehlungen zur risikoorien-
tierten Prüfung steuerlicher Verrechnungspreise sowie zum vorrangigen Ausbau 
der internationalen Streitbeilegung. 
 
Für Rückfragen und einen vertiefenden fachlichen Dialog stehen wir Ihnen sowie 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundesrechnungshofes unter             
steuerrecht@awv-net.de jederzeit sehr gerne zur Verfügung. 
 
Eine inhaltsgleiche Ausfertigung dieses Schreibens samt Stellungnahme übermit-
teln wir der Steuerabteilung des Bundesministeriums der Finanzen. 
 
Für die Berücksichtigung unserer Ausführungen danken wir Ihnen im Voraus. 
 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
 
Christian Danner   
Co-Vorsitzender des AWV-Arbeitskreises Verrechnungspreise 
 
Nils Pippart  
Co-Vorsitzender des AWV-Arbeitskreises Verrechnungspreise   
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Stellungnahme des AWV Arbeitskreises Verrechnungspreise zu den „Bemerkun-
gen 2025 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes“ des Bundesrech-
nungshofes, hier: Prüfungsbericht zu Steuerausfällen durch Gewinnverlagerung 
(Bemerkungen 2025, Nr. 21) 

I. Einleitung 

Der Bundesrechnungshof (BRH) empfiehlt in seinen Bemerkungen 2025 (Nr. 21), 
das Country-by-Country-Reporting (CbCR) durch eine neue gesetzliche Vorlage-
pflicht für disaggregierte Konzerneinheitsdaten zu ergänzen. Der Arbeitskreis Ver-
rechnungspreise der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung e.V. (AWV) 
nimmt diese Empfehlung zum Anlass einer grundlegenden fachlichen Auseinander-
setzung. 

Für Zwecke einer strukturierten und methodisch nachvollziehbaren Analyse wur-
den die Bemerkungen des Bundesrechnungshofs durch den Arbeitskreis zu sechs 
Kernthesen verdichtet. Diese Kondensierung dient der argumentativen Zugänglich-
keit; sie erhebt keinen Anspruch darauf, den Bundesrechnungshof über seine ei-
gene Darstellung hinaus zu interpretieren, sondern gibt die wesentlichen Aussagen 
und Schlussfolgerungen seiner Bemerkungen in einer prüfbaren Struktur wieder. 

Die nachfolgende Stellungnahme analysiert diese sechs Kernthesen und kommt zu 
dem Ergebnis, dass die der Empfehlung zugrunde liegenden Prämissen aus rechtli-
cher und methodischer Sicht nicht hinreichend überzeugend sind. 

Der Arbeitskreis verbindet seine kritische Auseinandersetzung mit der BRH-Emp-
fehlung in den Schlussbemerkungen dieser Stellungnahme mit konstruktiven Vor-
schlägen und Handlungsempfehlungen. 

 
II. Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zum CbCR und kritische Analyse 

durch den AWV-Arbeitskreis Verrechnungspreise 
 
BRH These 1 
Datenaggregation als systemimmanentes Erkenntnishindernis (Strukturebene) 
 
Das Country-by-Country-Reporting liefert aufgrund seiner aggregierten Daten-
struktur keine hinreichenden Informationen für eine effektive Betriebsprüfung 
einzelner Konzerneinheiten. 

1.1. Darstellung der BRH-Position: 

Der Bundesrechnungshof argumentiert in seinen Bemerkungen 2025, das Country-
by-Country-Reporting (CbCR) sei als Prüfungsinstrument strukturell unzureichend, 
weil es Unternehmensdaten lediglich auf Staatsebene aggregiere. Die Betriebsprü-
fungsstellen könnten auf dieser Grundlage keine einzelnen risikobehafteten Kon-
zerneinheiten identifizieren. Der BRH leitet hieraus ab, dass eine Disaggregation auf 
Einzelgesellschaftsebene erforderlich sei, um milliardenschwere Steuerausfallrisi-
ken wirksam zu bekämpfen. 

Die länderbezogenen Berichte fassen Unternehmensdaten (z.B. Umsatzerlöse, Ge-
winn vor Steuern, Ertragsteuern, Mitarbeiterzahlen) nur auf Staatsebene zusam-
men. Eine Identifikation besonders risikobehafteter Einzelunternehmen innerhalb 
eines Konzerns sei damit strukturell ausgeschlossen. 
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1.2. Stellungnahme des AWV AK Verrechnungspreise: 

1.2.1. Das CbCR ist bewusst kein Prüfungsinstrument – sondern ein Risikofilter 

Die wesentliche Schwäche der Argumentation des BRH liegt in einer Zweckent-
fremdung des Instruments: Das CbCR wurde im Rahmen des BEPS-Aktionsplans der 
OECD (Action 13, Final Report 2015) ausdrücklich und bewusst als High-Level Risk 
Assessment Tool konzipiert – nicht als detailliertes Prüfungsinstrument. Die Argu-
mentation berücksichtigt also Konzeption, Zweck und systematische Einbettung des 
CbCR in das geltende Verrechnungspreisregime nicht. 

Die „Mehrseitige Vereinbarung zwischen den zuständigen Behörden über den Aus-
tausch der länderbezogenen Berichte“ vom 27.01.2016, in Kraft gesetzt durch das 
„Gesetz zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 27. Januar 2016 zwischen den zu-
ständigen Behörden über den Austausch länderbezogener Berichte“ vom 
19.10.2016 (BGBl. II 2016, Seite 1178ff.) formuliert dies in § 2 Abs. 2 unmissver-
ständlich: 

„Insbesondere werden die durch den länderbezogenen Bericht erhaltenen Informa-
tionen für eine allgemeine Bewertung der Risiken im Zusammenhang mit Verrech-
nungspreisen, Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung sowie gegebenenfalls 
für wirtschaftliche und statistische Analysen verwendet. Die Informationen werden 
nicht als Ersatz für eine eingehende Verrechnungspreisanalyse einzelner Geschäfts-
vorfälle und Preise auf der Grundlage einer umfassenden Funktionsanalyse und ei-
ner umfassenden Vergleichbarkeitsanalyse verwendet. Es wird anerkannt, dass die 
Informationen im länderbezogenen Bericht für sich genommen keinen eindeutigen 
Nachweis für die Angemessenheit oder Nichtangemessenheit von Verrechnungs-
preisen darstellen und folglich Verrechnungspreiskorrekturen nicht auf dem länder-
bezogenen Bericht beruhen werden." 

Die Aggregation auf Staatsebene ist damit keine konzeptionelle Schwäche, sondern 
eine bewusste Designentscheidung der internationalen Gemeinschaft. Sie reflek-
tiert den Grundsatz, dass das CbCR als erster Selektionsfilter dient, um prüfungs-
würdige Konzerne zu identifizieren – nicht um einzelne Transaktionen oder Gesell-
schaften zu bewerten. 

1.2.2. Die Zweistufigkeit des Systems ist keine Schwäche, sondern Systemlogik 

Das geltende Verrechnungspreisdokumentationsregime ist bewusst zweistufig 
konzipiert: 

Stufe Instrument Funktion Rechtsgrundlage 

Stufe 1:  
Makro-Risikofilter 

CbCR (Country-by-Coun-
try Report) 

Länderübergreifende Iden-
tifikation risikobehafteter 
Konzerne 

§ 138a AO; DAC4-
Richtlinie 
2016/881/EU 

Stufe 2:  
Mikro-Prüfung 

Master File, Local File, 
Transaktionsmatrix  

Gesellschafts- und transak-
tionsbezogene Detailana-
lyse  

§ 90 Abs. 3 AO; 
GAufzV; BMF-Schrei-
ben v. 12.04.2005  

Betriebsprüfung (Bp) Zielgerichtete Bp-Anfragen 
zur Sachverhaltsermittlung 

§§ 200 AO ff. 
 

 

Der BRH berücksichtigt nicht, dass Stufe 2 bereits existiert und genau das leistet, 
was er von Stufe 1 fordert. Die Forderung, das CbCR auf Einzelgesellschaftsebene 
auszudehnen, bedeutet nichts anderes, als Stufe 1 und Stufe 2 zu verschmelzen – 
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mit erheblichen systematischen Beeinträchtigungen, auf die in den nachfolgenden 
Abschnitten eingegangen wird. 

1.2.3. Aggregation schützt vor Fehlinterpretation 

Ein weiteres, vom BRH nicht ausreichend berücksichtigtes Argument spricht für die 
aggregierte Darstellung: Einzelgesellschaftsdaten ohne Funktionskontext sind feh-
ler- und interpretationsanfällig. 

Typische Beispiele aus der Praxis: 

• Eine Routine-Vertriebsgesellschaft mit rein distributiver Funktion weist 
strukturbedingt niedrige Gewinnmargen aus – nicht, weil Gewinne verla-
gert würden, sondern weil sie ein „Limited Risk Distributor" ist. Entitätsge-
naue CbCR-Daten würden diesen Befund als Risikosignal erscheinen lassen, 
obwohl er ökonomisch korrekt ist. 

• Eine Holdinggesellschaft kann in einem Jahr außerordentlich hohe Ge-
winne ausweisen (z.B. durch Beteiligungsveräußerungen), ohne dass dies 
verrechnungspreisrelevant wäre. 

• Organschaftliche Strukturen in Deutschland führen dazu, dass Gewinne 
und Verluste auf Ebene des Organträgers zusammengefasst werden. Eine 
entitätsgenaue Aufschlüsselung wäre mit Einzelabschlüssen nicht konsis-
tent und würde verzerrte Signale erzeugen. 

Die OECD hat diese Risiken erkannt und in den Guidance-Dokumenten zu CbCR 
(BEPS Action 13: Guidance on the Implementation of Country-by-Country Report-
ing, 2017) ausdrücklich festgehalten: 

„Tax administrations should not use CbC Reports to propose transfer pricing adjust-
ments based on a formulary apportionment of income." 

Eine Disaggregation auf Entitätsebene würde dieses Risiko noch verschärfen, nicht 
vermindern.  

1.2.4. Schlussfolgerung 

Die BRH-These 1 ist im Kern nicht überzeugend. Die Datenaggregation des CbCR ist 
kein systemimmanentes Erkenntnishindernis, sondern eine systemimmanente De-
signentscheidung, die dem Verhältnismäßigkeitsprinzip und der internationalen 
Standardisierung Rechnung trägt. Die behauptete Informationslücke besteht durch 
das bestehende Stufensystem nicht. 

 
BRH These 2  
Informationsdefizit des CbCR bei „typischen Gewinnverlagerungsinstrumenten“ 
(Inhaltsebene) 
 
Das aggregierte CbCR zeigt die für Gewinnverlagerungen besonders relevanten 
konzerninternen Ertrags- und Aufwandspositionen – insbesondere Lizenzzahlun-
gen, Beratungshonorare und Finanzierungszinsen – systematisch nicht, obwohl 
gerade diese Positionen die zentralen Vehikel missbräuchlicher Steuergestaltung 
darstellen. 
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2.1. Darstellung der BRH-Position: 

Der Bundesrechnungshof beanstandet, dass die länderbezogenen Berichte keine 
Aufschlüsselung der risikobehafteten Erträge und Aufwendungen auf die einzelnen 
Konzerneinheiten enthielten. Da Gewinnverlagerungen typischerweise über kon-
zerninterne Transaktionen einzelner Gesellschaften vorgenommen würden, seien 
diese auf aggregierter Staatsebene nicht sichtbar. Der Bundesrechnungshof sieht in 
der gesellschaftsbezogenen Einzelangabe daher eine notwendige Voraussetzung 
dafür, dass die Betriebsprüfung Risikotransaktionen erkennen kann. 

2.2. Stellungnahme des AWV AK Verrechnungspreise: 

2.2.1. Das CbCR ist strukturell nicht zur Transaktionsdarstellung konzipiert – und 
das ist systemkonform 

Der Bundesrechnungshof kritisiert, dass das CbCR keine spezifischen Informatio-
nen zu konzerninternen Lizenz-, Zins- und Dienstleistungszahlungen ausweist. Die-
ser Befund ist faktisch korrekt, aber rechtlich und konzeptionell beabsichtigt. Er be-
schreibt keine Lücke, sondern eine bewusste Systementscheidung. 

Tabelle 1 des CbCR (§ 138a AO; OECD Action 13 Template) enthält ausschließlich 
aggregierte Bilanz- und GuV-Kennzahlen auf Länderebene: 

Spalte Inhalt 
Revenues (unrelated party) Außenumsatz 
Revenues (related party) Konzerninterne Umsätze gesamt 
Profit before income tax Gewinn vor Steuern 
Income tax paid Tatsächlich gezahlte Ertragsteuern 
Income tax accrued Aufgelaufene Ertragsteuern 
Stated capital Gezeichnetes Kapital 
Accumulated earnings Gewinnrücklagen 
Number of employees Mitarbeiterzahl 
Tangible assets Materielles Anlagevermögen 

Keine einzige Spalte enthält oder soll Angaben zu spezifischen Transaktionskatego-
rien wie Lizenzgebühren, Zinszahlungen oder Beratungshonoraren enthalten. Dies 
gilt auf Länderebene – und würde auch auf Einzelgesellschaftsebene nicht anders 
sein. 

2.2.2. Die geforderte Disaggregation ist bereits im bestehenden Instrumenta-
rium der Stufe 2 abgebildet 

Die vom BRH geforderte transaktionsbezogene Aufschlüsselung von Lizenz-, Zins- 
und Beratungszahlungen ist kein Desiderat, sondern bereits gemäß dem geltenden 
Recht zu dokumentieren: 

a) Local File (§ 90 Abs. 3 AO i.V.m. GAufzV) 

Die Gewinnabgrenzungsaufzeichnungsverordnung (GAufzV) verpflichtet Unterneh-
men, für jede wesentliche konzerninterne Transaktion eine detaillierte Dokumen-
tation zu erstellen, die u.a. umfasst: 

• Art und Umfang der Geschäftsbeziehung (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 GAufzV) 
• Vertragliche Grundlagen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 GAufzV) 
• Funktions- und Risikoanalyse (§ 4 Abs. 1 Nr. 3 GAufzV) 
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• Verrechnungspreismethode und Vergleichsanalyse (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 
GAufzV) 

Der Local File ist genau das Instrument, das Lizenzzahlungen, Zinsen und Beratungs-
honorare transaktionspräzise und mit Fremdvergleichsnachweis dokumentiert. 

b) Master File (§ 90 Abs. 3 AO i.V.m. GAufzV) 

Das Master File enthält konzernweite Informationen zu: 

• Intellectual Property (IP) Strukturen und deren wirtschaftlichen Eigentü-
mern (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 GAufzV) 

• Konzernfinanzierungsstrukturen (§ 3 Abs. 1 Nr. 5 GAufzV) 
• Wesentliche Servicevereinbarungen zwischen Konzerngesellschaften (§ 3 

Abs. 1 Nr. 3 GAufzV) 
c) Transaktionsmatrix 

Mit dem Vierten Bürokratieentlastungsgesetz wurde ab 2025 die standardmäßige 
Erstellung und Vorlage einer Transaktionsmatrix als gesetzliche Pflicht eingeführt. 
Die hierin geforderten Informationen waren der Finanzverwaltung bereits vor die-
ser gesetzlichen Regelung zugänglich: Entsprechende transaktionsbezogene Auf-
stellungen wurden von Betriebsprüfern seit Langem im Rahmen üblicher Bp-Anfra-
gen angefordert und von den Steuerpflichtigen im Regelfall vorgelegt. Die Neure-
gelung überführt damit eine bereits etablierte Prüfungspraxis in eine standardi-
sierte gesetzliche Vorlagepflicht. 

Danach sind alle wesentlichen konzerninternen Transaktionsströme – einschließ-
lich Lizenzen, Zinsen und Dienstleistungsentgelten – strukturiert nach Transakti-
onstyp, Transaktionspartner (d. h. auf Ebene der einzelnen Konzerngesellschaften) 
und Jurisdiktion darzustellen. Damit schließt die Transaktionsmatrix genau die Lü-
cke, die der BRH im CbCR zu erkennen meint, und dies ohne die systemischen Nach-
teile, die mit einer Ausweitung des CbCR auf Einzelgesellschaftsebene verbunden 
wären. 

2.2.3. Spezialgesetzliche Missbrauchsvermeidungsvorschriften greifen gezielt 

Über die Dokumentationspflichten hinaus adressiert der Gesetzgeber die vom BRH 
genannten Transaktionskategorien durch eigene materiellrechtliche Vorschriften: 

Transaktionstyp Spezialnorm Wirkungsweise 
Konzerninterne  
Zinsen 

§ 4h EStG (Zins-
schranke) 

Begrenzung des Zinsabzugs auf 30% des steuerlichen 
EBITDA 

Konzerninterne Zin-
sen / Niedrigsteuer 

§§ 7 ff. AStG (Hinzu-
rechnungsbesteuerung) 

Hinzurechnung passiver Einkünfte aus Niedrigsteuer-
jurisdiktionen 

Lizenzzahlungen § 4j EStG  
(Lizenzschranke) 

Versagung des Betriebsausgabenabzugs bei präfe-
renzieller Besteuerung beim Empfänger (Hinweis: 
Wurde durch das Mindeststeueranpassungsgesetz 
rückwirkend ab dem Veranlagungszeitraum 2025 au-
ßer Kraft gesetzt.) 

Beratungshonorare 
/ Dienstleistungen 

§ 1 AStG i.V.m. OECD-
TPG Kapitel VII 

Grundsätzliche Fremdvergleichspflicht für konzern-
interne Dienstleistungen; Vereinfachungsregel für 
Low Value-Adding Services (5 %-Mark-up) 

Alle Kategorien § 90 Abs. 2 AO (erhöhte 
Mitwirkungspflicht) 

Verlagerung der Darlegungs- und Nachweispflichten 
auf den Steuerpflichtigen 



 
 
 
 
 

8/23 www.awv-net.de 

Das deutsche Steuerrecht ist damit für die drei vom BRH genannten Transaktions-
kategorien bereits mit einem Mehrfachsicherungsnetz ausgestattet. Die Behaup-
tung eines systemischen Informationsdefizits übersieht dieses Normgefüge hinge-
gen. 

2.2.4. Europäische Entwicklungen adressieren das verbleibende Residualrisiko 

Soweit der Bundesrechnungshof darauf hinweist, dass konzerninterne Transakti-
onsströme im Country-by-Country Reporting nicht unmittelbar erkennbar sind, ist 
ferner festzustellen, dass diese Informationslücke durch europäische Richtlinien-
vorgaben und deren Umsetzung in das nationale Steuerrecht gezielt adressiert und 
weitgehend geschlossen wurde: 

• DAC6 (Richtlinie 2018/822/EU, umgesetzt durch § 138d ff. AO): Melde-
pflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen, die explizit Lizenz-, 
Zins- und Vergütungsstrukturen erfasst (insbesondere Hallmarks C.1 und 
E.1). 

• Pillar Two / GloBE-Mindeststeuer (MinStG): Die globale Mindeststeuer von 
15% macht klassische Gewinnverlagerungsstrukturen über Niedrigsteuer-
standorte in erheblichem Umfang obsolet, weil der wirtschaftliche Anreiz 
entfällt. 

• ATAD I und II (umgesetzt durch ATAD-UmsG 2021): Verschärfte Hybridnor-
men und Switch-over-Klauseln adressieren die strukturellen Treiber von 
Zins- und Lizenzgestaltungen. 

Der BRH bewertet das CbCR als isoliertes Instrument, obwohl es Teil eines dichten 
normativen Ökosystems ist. Eine sachgerechte Würdigung muss diesen Gesamt-
kontext berücksichtigen.  

2.2.5. Disaggregation würde keine Verbesserung bringen – sondern neue Prob-
leme schaffen 

Selbst wenn man der BRH-These folgte und das CbCR um transaktionsbezogene 
Positionen erweiterte, würde dies die behauptete Informationslücke nicht schlie-
ßen, sondern lediglich verlagern: 

Problem 1 – Qualitative Blindheit: Eine Zeile „Lizenzzahlungen: 50 Mio. EUR" im 
CbCR sagt nichts darüber aus, ob der Preis fremdüblich ist. Die Fremdüblichkeit er-
fordert eine Funktionsanalyse, Vergleichsdaten und eine Methodenwahl – kurz: 
den Local File. Mehr Datenpunkte im CbCR ersetzen diesen qualitativen Schritt 
nicht. 

Problem 2 – Definitionsdivergenz: Was als „Lizenzgebühr", „Beratungshonorar" 
oder „Finanzierungszins" klassifiziert wird, variiert nach nationalem Handelsrecht 
und Konzernbuchhaltungsstandard erheblich. Eine global einheitliche Vergleich-
barkeit wäre nicht gewährleistet. 

Problem 3 – Datenschutz und Geschäftsgeheimnisse: Transaktionsbezogene De-
taildaten auf Einzelgesellschaftsebene gehen weit über das hinaus, was für ein Ri-
sikofilterinstrument erforderlich ist, und berühren schutzwürdige Geschäftsge-
heimnisse (Art. 339 AEUV; Erwägungsgrund 8 der DAC4-Richtlinie 2016/881/EU). 
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2.2.6. Schlussfolgerung 

Im Ergebnis zeigt sich, dass das CbCR bewusst nicht zur Abbildung transaktionsbe-
zogener Informationen konzipiert wurde und diese Aufgabe systemkonform ande-
ren, spezifischeren Instrumenten zugewiesen ist. Local File, Master File und Trans-
aktionsmatrix leisten die vom BRH vermisste Disaggregation bereits mit der erfor-
derlichen qualitativen Tiefe, während materiellrechtliche Missbrauchsvermei-
dungsvorschriften und europäische Regelungsinitiativen die betroffenen Transakti-
onskategorien zusätzlich flankieren. Eine Erweiterung des CbCR um transaktionsbe-
zogene Daten würde diese austarierte Aufgabenteilung nicht verbessern, sondern 
durch qualitative Blindheit, Definitionsdivergenzen und unverhältnismäßige Ein-
griffe in Geschäftsgeheimnisse neue Probleme schaffen. Die vom BRH postulierte 
Lücke besteht mithin nicht – das bestehende Instrumentarium ist bereits funktional 
und systematisch ausreichend. 

Die eigentliche Empfehlung sollte daher nicht auf eine Ausweitung bestehender Be-
richtspflichten zielen, sondern auf die konsequente Nutzung und Auswertung der 
bereits vorhandenen Dokumentationsinstrumente durch die Finanzverwaltung. 
Von der Forderung nach immer weiteren bürokratischen Lasten, deren zusätzlicher 
Erkenntnisgewinn nicht eindeutig empirisch belegt ist, ist hingegen Abstand zu neh-
men. Eine solche Ausweitung würde die administrative Belastung der Unterneh-
men weiter erhöhen, ohne einen nachgewiesenen Mehrwert zu schaffen, und da-
mit die Standortattraktivität Deutschlands zusätzlich beeinträchtigen. 

 
BRH These 3 
Gesamtversagen des CbCR als Instrument frühzeitiger Risikoerkennung in der Pra-
xis (Zweckebene) 
 
Das CbCR erfüllt sein gesetzlich definiertes Kernziel – die frühzeitige Erkennung 
und Überprüfung unangemessener Gewinnverlagerungen – in der Praxis nicht. 

3.1. Darstellung der BRH-Position: 

Der Bundesrechnungshof erhebt den Vorwurf, das CbCR erfülle sein gesetzlich de-
finiertes Kernziel – die frühzeitige Erkennung und Überprüfung unangemessener 
Gewinnverlagerungen – in der Praxis nicht. Damit wird nicht mehr eine strukturelle 
Schwäche des Instruments gerügt, sondern ein Gesamtversagen auf der Zweck-
ebene nahegelegt. Die Implikation ist weitreichend: Ein Instrument, das seinen ge-
setzlichen Zweck verfehlt, müsste entweder grundlegend reformiert oder durch ein 
wirksameres ersetzt werden. 

3.2. Stellungnahme des AWV AK Verrechnungspreise: 

3.2.1. Der gesetzliche Zweck des CbCR ist weiter als vom BRH angenommen – 
und wird vom Instrument erfüllt 

Der BRH reduziert den Zweck des CbCR implizit auf eine einzige Funktion: Die un-
mittelbare Identifikation unangemessener Gewinnverlagerungen im Einzelfall. Die-
ser Maßstab ist weder mit dem Normtext noch mit dem internationalen Regelungs-
kontext vereinbar. 

§ 138a AO definiert keinen eigenständigen materiellen Prüfungszweck – die Norm 
regelt ausschließlich die Übermittlungspflicht. Der Zweck ergibt sich aus dem 
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europäischen und internationalen Kontext: Die DAC4-Richtlinie (2016/881/EU, Er-
wägungsgrund 2) benennt als Ziel die Versorgung der Steuerbehörden mit Infor-
mationen zur Bewertung von Transfer-Pricing- und BEPS-Risiken – nicht deren ab-
schließende Feststellung. Der OECD Action 13 Final Report 2015 (Rn. 25) bestätigt: 
Das CbCR sei „helpful for high-level transfer pricing risk assessment purposes" und 
ausdrücklich kein Substitut für eine detaillierte Verrechnungspreisanalyse. 

Auch das OECD "Handbook on Effective Tax Risk Assessment" aus 2017 (OECD 
Handbook) bestätigt diesen begrenzten, kontextabhängigen Zweck des CbCR expli-
zit. Es liefert zugleich den methodischen Beleg dafür, dass die vom BRH konstatierte 
Erkenntnislücke durch sachgerechte Auswertung der übermittelten Informationen 
– und nicht durch deren Erweiterung – zu schließen ist. 

Das Handbuch stellt zunächst klar, dass CbCR-Daten für sich genommen keinen Be-
weiswert besitzen, sondern erst im Zusammenspiel mit weiteren Informationsquel-
len aussagekräftig werden: 

„CbC Reports do not by themselves provide evidence that an MNE group is engaged 
in BEPS but, read alongside the master file, local file and other information available 
to tax authorities, and interpreted in light of a tax authority's knowledge and expe-
rience of an MNE group's activities and attitude to tax risk, they can reveal im-
portant indicators of where tax risk may exist." (OECD Handbook 2017, Kapitel 1, 
Nr. 6) 

Entscheidend ist dabei, dass das Handbuch nicht bei dieser allgemeinen Feststel-
lung stehen bleibt, sondern der Finanzverwaltung ein konkretes methodisches In-
strumentarium an die Hand gibt, das die vom BRH beklagte Erkenntnislücke gezielt 
adressiert: 

• Kapitel 4 entwickelt in Verbindung mit Annex 2 und 3 eine Systematik von 
„Tax risk indicators that may be detected using information contained in 
CbC Reports“ (Kapitel 4, Nr. 40 ff.), die sich unmittelbar aus den bereits 
nach geltendem Recht zu übermittelnden CbCR-Daten (Table 1 und Table 
2) ableiten lassen, etwa Diskrepanzen zwischen Gewinn- und Substanzindi-
katoren (Mitarbeiterzahl, materielle Vermögenswerte), auffällige Effec-
tive-Tax-Rate-Verschiebungen im Zeitverlauf oder Gewinnkonzentrationen 
in Jurisdiktionen mit geringer wirtschaftlicher Aktivität. Annex 3 zeigt bei-
spielhaft, wie die verschiedenen Informationen verknüpft werden können 
(„Example Use of a CbC Report for Tax Risk Assessment“). 

• Kapitel 7 beschreibt den nachgelagerten Verfahrensschritt ("Using the Re-
sults of a Tax Risk Assessment Based on CbCR Information"): Wie identifi-
zierte Risikoindikatoren durch gezielte Anschlussmaßnahmen – Rückfragen 
an den Steuerpflichtigen, Anforderung von Master File und Local File, uni- 
oder multilaterale Konsultationen – validiert und in eine belastbare Risiko-
bewertung überführt werden. 

Die OECD entwickelt ihre Handreichung dabei ausdrücklich auf Basis des bestehen-
den, nicht disaggregierten CbCR-Formats – ein zusätzlicher Beleg dafür, dass die 
vom BRH geforderte Erweiterung der Datenbasis auf Einzelgesellschaftsebene 
keine notwendige Voraussetzung für eine wirksame Risikoanalyse darstellt, son-
dern vielmehr die konsequente Nutzung des vorhandenen Instrumentariums im 
Vordergrund stehen sollte. 
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Schließlich verweist das Handbook auf die Methodenhoheit der einzelnen Steuer-
verwaltung: 

„Each tax authority must determine how to make the best use of CbC Reports in 
conducting tax risk assessments, taking into account its existing risk assessment 
framework, its resources and its priorities." (OECD Handbook 2017, Kapitel 1, Nr. 7) 

Der normative Zweck ist damit klar: Risikoindikation, nicht Risikonachweis. Darüber 
hinaus ist der Zweck des CbCR weiter als vom BRH angenommen – er umfasst min-
destens drei weitere Dimensionen, die der BRH nicht berücksichtigt: 

• Präventive Disziplinierungswirkung: Die strukturierte Offenlegung von Ge-
winnverteilungen und Steuerquoten setzt bereits durch ihre bloße Existenz 
Verhaltensanreize gegen aggressive Gestaltungen. 

• Systemische Risikobeobachtung: Das CbCR dient der makroökonomischen 
Analyse von Gewinnverlagerungsmustern auf volkswirtschaftlicher Ebene 
– unabhängig von der Einzelfallprüfung. 

• Multilaterales Kooperationsinstrument: Das CbCR schafft eine gemein-
same Informationsgrundlage für koordinierte internationale Risikoanalyse 
im Rahmen des OECD Inclusive Framework und des EU-Informationsaus-
tauschs. 

Ein Instrument, das Risiken signalisiert, damit Prüfer gezielt nachfassen können, 
„versagt" nicht, wenn die Detailprüfung einem anderen Verfahrensschritt – dem 
Local File, der Transaktionsmatrix sowie konkreten Betriebsprüfungsanfragen an 
das geprüfte Unternehmen – vorbehalten bleibt. Der BRH blendet drei von vier 
Zweckdimensionen aus und bewertet das CbCR an einem Maßstab, den es nach 
seiner Konzeption gar nicht erfüllen soll. 

3.2.2. Internationale Evidenz widerspricht der Versagensthese 

Die vom Bundesrechnungshof nahegelegte Schlussfolgerung, das Country-by-
Country Reporting habe sich international nicht bewährt, wird durch die vorliegen-
den Erkenntnisse nicht gestützt. Im Gegenteil zeigen Erfahrungen aus anderen Ju-
risdiktionen, dass CbCR-Daten durchaus einen relevanten Beitrag zur Identifikation 
steuerlicher Risiken und zur Betriebsprüfungspraxis leisten: 

• Die australische ATO berichtet seit 2018 regelmäßig über die Nutzung von 
CbCR-Daten im Risk Differentiation Framework und quantifiziert daraus ab-
geleitete Prüfungsmehreinnahmen. 

• Das britische HMRC hat CbCR-Auswertungen als Standardbestandteil des 
Transfer Pricing Risk Assessment etabliert und dokumentiert deren prü-
fungsauslösende Wirkung in mehreren Jahresberichten. 

3.2.3. Schlussfolgerung 

Das CbCR erfüllt seinen normativen Zweck – Risikoindikation, nicht Risikonachweis. 
Der BRH legt einen Maßstab an, den das Instrument nach seiner Konzeption nicht 
erfüllen soll, und gelangt so zwangsläufig zu einem negativen Befund, der das In-
strument nicht trifft. Wie das OECD CbCR Handbook belegt, verfügt die Finanzver-
waltung bereits heute – auf Basis des bestehenden, nicht disaggregierten CbCR-
Formats – über ein methodisch ausgereiftes Instrumentarium zur Identifikation 
von Risikoindikatoren und deren Überführung in eine belastbare Risikobewertung. 
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Die internationale Evidenz bestätigt, dass das CbCR wirksam eingesetzt werden 
kann, wenn es systematisch in ein kohärentes Risikoanalysesystem eingebettet ist. 
Eine Ausweitung der Berichtspflichten auf Einzelgesellschaftsebene ist hierfür we-
der erforderlich noch zielführend. 

 
BRH These 4  
Rechtswidrigkeitsnahe Behelfspraxis der Finanzverwaltung 
 
Die Betriebsprüfungsstellen sind gegenwärtig faktisch auf kostenpflichtige private 
Unternehmensdatenbanken angewiesen, was weder rechtlich geboten noch or-
ganisatorisch angemessen ist. 

4.1. Darstellung der BRH-Position: 

Der Bundesrechnungshof stellt in Tz. 21.1 seiner Bemerkungen 2025 fest, dass die 
Betriebsprüfungsstellen zu Beginn einer Prüfung häufig kostenpflichtige private 
Unternehmensdatenbanken abfragen, um Aufwendungen und Erträge multinatio-
naler Konzerne hinsichtlich steuerlicher Risiken auszuwerten. Diese Behelfspraxis 
entstehe, weil die länderbezogenen Berichte keine Rückschlüsse auf einzelne Kon-
zerneinheiten oder einzelne Ertrags- und Aufwandskonten zuließen und es keine 
Rechtsgrundlage gebe, die aufgeschlüsselten Daten im Rahmen einer Betriebsprü-
fung vom Unternehmen zu verlangen. 

Der BRH bewertet diese Situation in Tz. 21.2 ausdrücklich als „nicht hinnehmbar" 
und schlussfolgert, dass die Abhängigkeit der Finanzverwaltung von privaten, kom-
merziellen Datenbankanbietern einen strukturellen Missstand darstelle. 

Der BRH empfiehlt dem BMF daher zu prüfen, wie die aufgeschlüsselten Unterneh-
mensdaten zu den länderbezogenen Berichten vor bzw. während einer Betriebs-
prüfung durch die Stellen erlangt werden können, und welche rechtlichen Grund-
lagen dafür zu schaffen wären. 

Implizit enthält die BRH-Position damit eine doppelte Kausalbehauptung: 

• Die Behelfspraxis (Rückgriff auf Drittdatenbanken) sei Folge einer normati-
ven Lücke im CbCR-Regime; 

• Externe Datenbanken würden funktional als Ersatz für fehlende unterneh-
mensinterne Detaildaten eingesetzt. 

4.2. Stellungnahme des AWV AK Verrechnungspreise: 

4.2.1. Methodische Verortung der Funktion von Vergleichsdatenbanken 

Eine methodische Schwäche der BRH-Argumentation liegt in der impliziten Gleich-
setzung zweier funktional grundverschiedener Informationsquellen: Externe Ver-
gleichsdatenbanken einerseits und unternehmensinterne Finanzdaten anderer-
seits. 

Der BRH konstruiert einen Zusammenhang, demzufolge Betriebsprüfer auf externe 
Datenbanken zurückgreifen, weil ihnen interne Konzerndaten fehlten. Daraus leitet 
er ab, dass eine Erweiterung interner Vorlagepflichten die externe Datenbanknut-
zung substituieren würde. Diese Kausallogik ist methodisch unzutreffend und ver-
kennt die Grundstruktur der Verrechnungspreis- bzw. Fremdvergleichssystematik. 
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Die steuerliche Prüfung von Verrechnungspreisen basiert systematisch auf zwei 
funktional getrennten Säulen: 

Säule Informationsquelle Funktion 

Interne Sachver-
haltsermittlung 

TP-Dokumentation, Buchfüh-
rung, Transaktionsmatrix, Kon-
zerninformationen 

Rekonstruktion und Beschreibung der kon-
zerninternen Transaktionen dem Grunde und 
der Höhe nach 

Externe Fremdver-
gleichsanalyse 

Kommerzielle Datenbanken 
(BvD TP Catalyst, Orbis) 

Ermittlung von Vergleichswerten und Markt-
preisen zur Beurteilung der Angemessenheit 
der Verrechnungspreise 

Externe Datenbanken wie Bureau van Dijk (BvD) oder Orbis werden in der Betriebs-
prüfungspraxis und in der Verrechnungspreisanalyse nicht zur Rekonstruktion kon-
zerninterner Sachverhalte eingesetzt. Sie dienen vielmehr der Fremdvergleichsana-
lyse: Der Ermittlung von Marktpreisen, Margen und Konditionen vergleichbarer un-
abhängiger Unternehmen, um die Fremdüblichkeit eines konzerninternen Verrech-
nungspreises beurteilen zu können. Diese Funktion ist in den OECD-Verrechnungs-
preisleitlinien 2022 (OECD TPG Tz. 3.26 ff.) ausdrücklich anerkannt und ist konzep-
tionell untrennbar von jeder ernsthaften Verrechnungspreisanalyse. 

Entscheidend ist: Diese Funktion lässt sich durch unternehmensinterne Konzernfi-
nanzdaten – unabhängig von deren Detaillierungsgrad – strukturell nicht ersetzen. 
Granulare Jahresabschlussdaten auf Einzelgesellschaftsebene liefern keinen Auf-
schluss darüber, ob ein konzerninterner Zinssatz, eine Lizenzgebühr oder ein 
Dienstleistungsentgelt dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht. Hierfür ist ein 
externer Vergleichsmaßstab zwingend erforderlich, der ausschließlich aus unab-
hängigen Drittdatenbanken gewonnen werden kann. Der Einsatz konzerninterner 
Daten als Grundlage für Benchmarkstudien scheidet bereits aus methodischen 
Gründen aus: Konzerninterne Transaktionen können durch die Konzernzugehörig-
keit beeinflusst sein und erfüllen damit das Unabhängigkeitskriterium des OECD-
Fremdvergleichsstandards nicht.  

Die vom BRH suggerierte Substitutionsbeziehung zwischen Drittdatenbanken und 
erweiterter CbCR-Vorlagepflicht ist damit funktional ausgeschlossen. Beide Instru-
mente erfüllen komplementäre, nicht konkurrierende Funktionen. Eine Auswei-
tung interner Vorlagepflichten würde die Nutzung externer Datenbanken für 
Fremdvergleichszwecke in keiner Weise reduzieren. 

4.2.2. Schlussfolgerung 

Die Analyse der Position des BRH zeigt, dass die zugrunde liegende Empfehlung auf 
zwei Kausalbehauptungen basiert, deren Tragfähigkeit bei methodischer Betrach-
tung nicht überzeugend belegt werden kann: 

Zur normativen Lücke: Eine Regelungslücke existiert nicht. Das bestehende Instru-
mentarium der Abgabenordnung – insbesondere §§ 90 Abs. 2 und 3, 147 Abs. 6, 
200 AO sowie die GAufzV – bietet bereits heute umfassende Rechtsgrundlagen zur 
Anforderung detaillierter Konzernfinanzdaten.  

Zur funktionalen Substitution: Die Annahme, externe Datenbanken würden als Er-
satz für fehlende interne Konzerndaten genutzt, berücksichtigt die Grundstruktur 
der Verrechnungspreis- bzw. Fremdvergleichssystematik nicht. Externe Datenban-
ken dienen der Fremdvergleichsanalyse – einer Funktion, die durch interne Vorla-
gepflichten konzeptionell nicht ersetzt werden kann und die unabhängig vom 
CbCR-Regime fortbestehen wird. 
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Im Ergebnis ist die BRH-Empfehlung eine Antwort auf ein unzutreffend diagnosti-
ziertes Problem. Die sachgerechte Lösung liegt nicht in mehr Daten, sondern in de-
ren besserer, zielgerichteter Nutzung auf Grundlage des bestehenden Rechtsrah-
mens. 

 
BRH These 5  
Unzulänglichkeit der bestehenden Alternativinstrumente 
 
Die vom BMF angeführten Alternativinstrumente – Verrechnungspreisdokumen-
tation und Transaktionsmatrix – sind kein gleichwertiger Ersatz für disaggregierte 
CbCR-Daten. 

5.1. Darstellung der BRH-Position: 

Der BRH erkennt Verrechnungspreisdokumentation und Transaktionsmatrix zwar 
als „sinnvolle Instrumente" an, hält sie jedoch nicht für einen gleichwertigen Ersatz 
disaggregierter CbCR-Daten. Zur Begründung führt er an: 

• Beide Instrumente bildeten nur einen vom Unternehmen selbst gewählten 
Ausschnitt ab, 

• sie seien nicht unmittelbar mit den Buchführungsdaten verknüpft, 

• Geschäftsvorfälle zwischen ausländischen Konzerngesellschaften, die auf 
das deutsche Unternehmen zurückwirken, seien nicht erkennbar, 

• disaggregierte CbCR-Daten seien demgegenüber umfassender und objek-
tiver, da sie „automatisiert aus der Unternehmensbuchhaltung“ ausgelesen 
würden. 

5.2. Stellungnahme des AWV AK Verrechnungspreise: 

5.2.1. Unterschätzte Funktion und Leistungsfähigkeit der Transaktionsmatrix 

Der BRH unterschätzt die mit dem Vierten Bürokratieentlastungsgesetz (BEG IV) 
zum 1. Januar 2025 neu kodifizierte Transaktionsmatrix gemäß § 90 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 1 AO. Das BMF-Merkblatt vom 2. April 2025 (GZ IV B 3 - S 0225/00019/004/009) 
konkretisiert deren Inhalt: Die Transaktionsmatrix erfasst strukturiert und ver-
pflichtend: 

• Gegenstand und Art der Geschäftsvorfälle, 

• alle beteiligten Konzerneinheiten (mit Kennzeichnung von Leistungserbrin-
ger und -empfänger), 

• Volumen und Entgelt in Euro, 

• die vertragliche Grundlage, 

• die angewandte Verrechnungspreismethode, 

• das betroffene Steuerhoheitsgebiet sowie 

• etwaige Abweichungen von der Regelbesteuerung (z. B. Präferenzregime, 
Lizenzboxen). 

Damit liefert die Transaktionsmatrix exakt jene transaktionsbezogenen Informati-
onen, die der BRH vermisst: Eine gesellschaftsbezogene, grenzüberschreitende 
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Übersicht aller konzerninternen Geschäftsvorfälle mit Volumen, Entgelt und Me-
thode. Der Vorwurf, die Instrumente bildeten nur einen selbst gewählten Aus-
schnitt ab, trifft weder für die umfangreiche Verrechnungspreisdokumentation 
noch auf die neue Transaktionsmatrix zu – ihr Inhalt ist normativ vorgegeben, ver-
langt Vollständigkeit und Verstöße sind mit empfindlichen Strafgeldern bewehrt.  

Hinzu kommt: Die Transaktionsmatrix ist automatisch vorlagepflichtig – ohne ge-
sondertes Verlangen, binnen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Prüfungsanordnung 
(§ 90 Abs. 4 Satz 2 AO). Sie steht damit zu Prüfungsbeginn unmittelbar zur Verfü-
gung, was der BRH gerade als Anforderung an disaggregierte CbCR-Daten formu-
liert. 

5.2.2. Fehlende Buchführungsverknüpfung?  

Der BRH kritisiert, dass Transaktionsmatrix und Verrechnungspreisdokumentation 
„nicht unmittelbar mit den Buchführungsdaten verknüpft" seien, während disaggre-
gierte CbCR-Daten „automatisiert aus der Unternehmensbuchhaltung ausgelesen" 
würden. Diese Kontrastierung ist bei näherer Betrachtung in sich widersprüchlich 
und nicht zutreffend. 

Die Transaktionsmatrix kann logisch nur aus der Buchführung stammen. Sie erfasst 
gemäß § 90 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AO und dem BMF-Merkblatt vom 2. April 2025 für 
jeden grenzüberschreitenden Geschäftsvorfall u. a. Volumen und Entgelt in Euro. 
Diese betragsmäßigen Angaben können ausschließlich aus der Buchführung des 
Unternehmens stammen – eine andere belastbare Quelle existiert nicht. Würden 
die Zahlen nicht aus der Buchführung abgeleitet, wären sie schlicht nicht belastbar; 
der BRH müsste ihre Vorlage dann konsequenterweise erst recht ablehnen. Die Be-
hauptung, die Transaktionsmatrix sei nicht mit Buchführungsdaten verknüpft, wi-
derlegt sich damit selbst. 

Was der BRH möglicherweise meint, ist ein anderer – nicht überzeugender – Ein-
wand: Disaggregierte CbCR-Daten entstünden durch einen automatisierten Syste-
mexport, die Transaktionsmatrix hingegen werde manuell befüllt. Doch auch dieses 
Argument trägt nicht: 

• Ein automatisierter Export auf Einzelgesellschaftsebene setzt voraus, dass 
die Konzernfinanzberichterstattung die Daten konsistent und vollständig in 
der gewünschten Granularität vorhält. Bei international tätigen Konzernen 
mit heterogenen ERP-Systemen, unterschiedlichen Rechnungslegungsstan-
dards, Währungsumrechnungen und Konsolidierungseffekten ist dies häu-
fig gerade nicht der Fall. Disaggregierte CbCR-Daten wären daher keines-
wegs automatisch mit lokalen Buchführungsdaten konsistent – Organ-
schaftseffekte, latente Steuern und Betriebsstättenallokationen erzeugen 
zwangsläufig Abstimmungsdifferenzen. 

• Die Transaktionsmatrix hingegen erfordert eine gezielte, normativ angelei-
tete Auseinandersetzung mit den tatsächlich gebuchten Transaktionen. Ge-
rade diese strukturierte Aufbereitung erhöht ihre Qualität als Prüfinstru-
ment, anstatt sie zu mindern. 

Ergänzend gilt: Soweit die Finanzverwaltung im Einzelfall einen vertiefenden Ab-
gleich mit der Buchführung für erforderlich hält, stehen ihr hierfür bereits heute 
geeignete Rechtsgrundlagen zur Verfügung. § 147 Abs. 6 AO ermöglicht der Be-
triebsprüfung den unmittelbaren Zugriff auf die elektronischen Buchführungsdaten 



 
 
 
 
 

16/23 www.awv-net.de 

des inländischen Unternehmens. Für darüberhinausgehende, aggregierte oder auf-
bereitete Informationen – etwa eine landesbezogene Aufschlüsselung bestimmter 
Konzerndaten – kann die Finanzverwaltung im Rahmen einer Bp-Anfrage gezielt auf 
den Steuerpflichtigen zugehen, der die entsprechenden Daten bei der Konzern-
obergesellschaft anfordert. 

Ein solches zweistufiges Vorgehen – CbCR-gestützte Risikoindikation, gefolgt von ei-
ner gezielten Anfrage im konkreten Prüfungsfall – erscheint gegenüber einer gene-
rellen, alle Fälle betreffenden Ausweitung der Vorlagepflichten vorzugswürdig: Der 
zusätzliche Aufwand entsteht nur dort, wo er nach den Umständen des Einzelfalls 
tatsächlich veranlasst ist, während eine pauschale Pflicht zur Vorlage disaggregier-
ter CbCR-Daten Aufwand auch in Fällen erzeugen würde, in denen sich im Rahmen 
der Risikoanalyse kein weiterer Aufklärungsbedarf ergibt. 

Diese Einschätzung steht im Einklang mit der Funktion des CbCR als Risikoindikati-
ons- und nicht als Beweisinstrument: Die anschließende Sachverhaltsaufklärung im 
Einzelfall bleibt den etablierten Instrumenten der Außenprüfung – einschließlich 
des Datenzugriffs nach § 147 Abs. 6 AO sowie gezielter Auskunfts- und Vorlageer-
suchen – vorbehalten, ohne dass es hierfür einer strukturellen Neuausrichtung des 
CbCR-Regimes bedürfte. 

5.2.3. Schlussfolgerung 

Die BRH-Kritik an den Alternativinstrumenten beruht auf einer nicht aktuellen und 
in Teilen sachlich unzutreffenden Bestandsaufnahme. Die zentrale Behauptung, die 
Transaktionsmatrix sei nicht mit Buchführungsdaten verknüpft, ist logisch nicht 
haltbar: Alle betragsmäßigen Angaben der Transaktionsmatrix können ausschließ-
lich aus der Buchführung stammen. Die behaupteten Informationslücken existieren 
im seit 2025 geltenden Recht nicht und Betriebsprüfer konnten bereits vorher 
grundsätzlich die Informationen einer Transaktionsmatix anfordern.  Eine Auswei-
tung des CbCR auf Einzelgesellschaftsebene würde keinen Mehrwert schaffen, son-
dern lediglich redundante Berichtspflichten erzeugen – mit erheblichem Compli-
ance-Aufwand für Unternehmen und ohne erkennbaren Erkenntnisgewinn für die 
Finanzverwaltung. 

 
BRH These 6  
Gesetzliche Regelungslücke bei der Datenbeschaffung und nationales Handlungs-
erfordernis 
 
Der effektive Vollzug des CbCR erfordert eine nationale Gesetzesänderung, die 
Unternehmen ausdrücklich verpflichtet, disaggregierte Konzerneinheitsdaten zu 
Beginn einer Betriebsprüfung vorzulegen, und damit die bestehende rechtliche 
Schutzlücke schließt. 

6.1. Darstellung der BRH-Position: 

Der BRH behauptet, der effektive Vollzug des CbCR scheitere an einer normativen 
Lücke: Es fehle eine explizite Rechtsgrundlage, die Unternehmen verpflichte, disag-
gregierte Konzerneinheitsdaten zu Beginn einer Betriebsprüfung vorzulegen. Diese 
Lücke sei durch eine nationale Gesetzesänderung zu schließen. 
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6.2. Stellungnahme des AWV AK Verrechnungspreise: 

6.2.1. Die behauptete normative Lücke existiert nicht: Umfassende Anforde-
rungsrechte nach der AO 

Der BRH stellt fest, es gebe „keine Rechtsgrundlage" für die Anforderung aufge-
schlüsselter Konzerndaten im Rahmen einer Betriebsprüfung. Diese Aussage ist 
rechtlich unzutreffend und berücksichtigt das bereits heute bestehende, abge-
stufte Instrumentarium der Abgabenordnung nicht. 

§ 200 Abs. 1 AO verpflichtet den Steuerpflichtigen im Rahmen der Außenprüfung 
umfassend zur Mitwirkung: 

„Der Steuerpflichtige hat bei der Feststellung der Sachverhalte, die für die Besteue-
rung erheblich sein können, mitzuwirken. Er hat insbesondere Auskünfte zu erteilen, 
Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkunden zur Einsicht und 
Prüfung vorzulegen." 

Ergänzend bestimmt § 90 Abs. 2 AO für Auslandssachverhalte eine gesteigerte Mit-
wirkungspflicht: 

„Ist ein Sachverhalt zu ermitteln und steuerrechtlich zu beurteilen, der sich auf Vor-
gänge außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes bezieht, so haben die Betei-
ligten diesen Sachverhalt aufzuklären und die erforderlichen Beweismittel zu be-
schaffen. Sie haben dabei alle für sie bestehenden rechtlichen und tatsächlichen 
Möglichkeiten auszuschöpfen." 

Darüber hinaus stehen der Finanzverwaltung weitere speziell auf Verrechnungs-
preissachverhalte und Konzernstrukturen zugeschnittene Instrumente zur Verfü-
gung: 

• § 90 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. Abs. 4 AO (Transaktionsmatrix): Automatische 
Vorlagepflicht innerhalb von 30 Tagen nach Bekanntgabe der Prüfungsan-
ordnung, ohne gesondertes Verlangen; erfasst alle grenzüberschreitenden 
konzerninternen Transaktionen; 

• § 90 Abs. 3 AO i.V.m. GAufzV (Sachverhalts- und Angemessenheitsdoku-
mentation): Umfassende Aufzeichnungspflichten zu Konzernstruktur, 
Wertschöpfungskette und Verrechnungspreisgestaltung; 

• § 147 Abs. 6 AO (Datenzugriff): Unmittelbares Recht der Betriebsprüfung 
auf Zugriff auf elektronische Buchführungsdaten in GoBD-konformer Form, 
einschließlich maschineller Auswertungen. 

Die Rechtsgrundlage für die Anforderung detaillierter Finanzdaten – einschließlich 
solcher auf Einzelgesellschaftsebene – ist damit bereits vorhanden. In der Praxis 
werden solche Anforderungen bei entsprechendem Prüfungsanlass auch tatsäch-
lich gestellt und von den Unternehmen bedient. Eine strukturelle normative Lücke 
ist vor diesem Hintergrund nicht erkennbar. 

Soweit die Finanzverwaltung in einzelnen Fällen auf kommerzielle Drittdatenban-
ken zurückgreift (vgl. hierzu die Ausführungen unter 4.2.1), anstatt die ihr zu-
stehenden Mitwirkungsrechte aktiv einzufordern, handelt es sich um ein Vollzugs-
problem, nicht um ein Regelungsdefizit. Die Abhilfe liegt in konsequenterer Nut-
zung bestehender Befugnisse sowie in Schulungs- und Organisationsmaßnahmen – 
nicht in der Schaffung weiterer Vorlagepflichten, die den Unternehmen zusätzliche 
Compliance-Lasten aufbürden, ohne einen rechtlichen Mehrwert zu erzeugen. 
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6.2.2. Eine neue Vorlagepflicht wäre unverhältnismäßig 

Selbst wenn man eine Regelungslücke annähme, wäre eine gesetzliche Vorlage-
pflicht für disaggregierte Konzerneinheitsdaten nicht das mildeste, gleich geeig-
nete Mittel. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (Art. 20 Abs. 3 GG) verlangt, dass 
der Gesetzgeber unter mehreren geeigneten Maßnahmen diejenige wählt, die den 
geringsten Eingriff in die Rechte der Betroffenen darstellt. 

Weniger einschneidende, aber gleich effektive Alternativen bestehen bereits: 

• Gezielte Einzelanfragen nach § 200 Abs. 1 AO im konkreten Prüfungsfall, 
angepasst an den jeweiligen Sachverhalt, 

• konsequente Auswertung der bereits vorliegenden Transaktionsmatrix, 
des CbCR sowie der umfangreichen Verrechnungspreisdokumentationen 
(insbesondere Master File und Local File) als Ausgangspunkt für vertie-
fende Prüfungshandlungen, 

• Nutzung der DAC 6 Berichte sowie des GloBE Information Return (Pillar 2 / 
MinStG), der ab dem Veranlagungszeitraum 2024 weitere Datenpunkte auf 
Einzelgesellschaftsebene bereitstellt. 

Eine pauschale, anlassunabhängige Vorlagepflicht für disaggregierte Konzernein-
heitsdaten zu Beginn jeder Betriebsprüfung ginge weit über das erforderliche Maß 
hinaus und würde insbesondere kleinere und mittlere Konzerne mit unverhältnis-
mäßigem Compliance-Aufwand belasten. 

6.2.3. Internationaler Kontext: Kein vergleichbarer Regelungsansatz erkennbar 

Der BRH-Vorschlag findet in international anerkannten Best Practices keine Ent-
sprechung. Weder die OECD noch die EU haben eine Verpflichtung zur Vorlage dis-
aggregierter Konzerneinheitsdaten im Rahmen des CbCR-Regimes vorgesehen. Das 
OECD-BEPS-Aktionsplan-13-Konzept beruht bewusst auf einer dreistufigen Doku-
mentationsstruktur (Master File / Local File / CbCR), die verschiedene Aggregati-
onsebenen kombiniert, ohne eine Einzelgesellschafts-GuV als Standardelement 
vorzusehen.  

Eine nationale Sonderregelung Deutschlands – wie vom BRH gefordert – würde ins-
besondere: 

• Zu einer Wettbewerbsverzerrung gegenüber international tätigen Konzer-
nen mit Sitz in anderen Staaten führen, 

• zu einem weiteren Verlust Deutschlands an Attraktivität für Investitionen 
und Arbeitsplätze ausländischer Konzerne führen,  

• die Rechtssicherheit bei Verrechnungspreisgestaltungen im internationa-
len Konzernverbund beeinträchtigen, 

• und das Level Playing Field untergraben, das der BEPS-Prozess gerade her-
zustellen sucht. 

6.2.4. Fehlende Streitbeilegungsinfrastruktur: Systemisches Ungleichgewicht  

Über die bereits dargestellten Aspekte der Erforderlichkeit hinaus lässt die Argu-
mentation des BFH wichtige Aspekte der Angemessenheit außer Acht: Die Folge-
wirkungen einer erweiterten Datenbasis auf das Doppelbesteuerungsrisiko. Eine 
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erweiterte Datenbasis ohne funktionierende Streitbeilegung erzeugt ein systemi-
sches Ungleichgewicht. 

Jede Ausweitung der Datenbasis – sei es durch disaggregierte CbCR-Daten oder 
vergleichbare Instrumente – erhöht unmittelbar die Zahl potenzieller Verrech-
nungspreiskorrekturen durch die beteiligten Finanzverwaltungen. Die BRH-Emp-
fehlung berücksichtigt nicht, wie die daraus resultierenden Doppelbesteuerungs-
konflikte gelöst werden sollen. 

Die bestehenden Streitbeilegungsmechanismen weisen bereits heute strukturelle 
Defizite auf: 

• Verständigungsverfahren (Mutual Agreement Procedures, MAP) dauern 
bei Verrechnungspreisfällen wesentlich länger als die von der OECD ange-
strebten Zielvorgaben (vgl. OECD MAP Statistics).  

• Verbindliche Schiedsverfahren bestehen außerhalb der EU (EU-Schiedsver-
fahrens-Übereinkommen, EU-Streitbeilegungsrichtlinie) nur in sehr be-
grenztem Umfang. 

• Für zentrale Drittstaaten – darunter wesentliche Handelspartner Deutsch-
lands wie z.B. Indien, China und Brasilien – fehlt ein effektiver, verbindli-
cher Streitbeilegungsmechanismus vollständig.  

Gleichzeitig sind Einzelgesellschafts-bezogene Daten ohne Funktions- und Risiko-
kontext – wie bereits in These 1 dargestellt – systematisch fehlinterpretationsan-
fällig und erhöhen das Risiko unzutreffender Korrekturansätze in der Prüfungspra-
xis. 

Im Ergebnis entsteht ein strukturelles Ungleichgewicht: 

• Mehr Daten mit fehlendem Funktionskontext → mehr Korrekturansätze 
und Prüfungsanlässe, 

• aber keine entsprechend leistungsfähige Streitbeilegungsinfrastruktur, um 
die daraus resultierenden Konflikte zeitnah und rechtssicher zu lösen. 

Dies führt dazu, dass Doppelbesteuerung sich strukturell verstetigt, statt vermie-
den wird. Eine Maßnahme, die vorhersehbar mehr Korrekturpotenzial erzeugt, 
ohne zugleich die Mittel zu dessen konfliktfreier Auflösung bereitzustellen, ist auch 
unter dem Gesichtspunkt der Angemessenheit (Art. 20 Abs. 3 GG) nicht gerechtfer-
tigt. 

6.2.5. Schlussfolgerung 

Die vom BRH postulierte normative Lücke besteht bei genauerer Prüfung nicht. Das 
bestehende Instrumentarium der Abgabenordnung – von der allgemeinen Mitwir-
kungspflicht nach § 200 Abs. 1 AO über die gesteigerten Auskunftspflichten bei Aus-
landssachverhalten nach § 90 Abs. 2 AO bis hin zur Verrechnungspreisdokumenta-
tion, der Transaktionsmatrix und dem Datenzugriffsrecht nach § 147 Abs. 6 AO – 
ermöglicht der Finanzverwaltung bereits heute, disaggregierte Konzerndaten an-
lassbezogen anzufordern. Soweit hiervon nicht in vollem Umfang Gebrauch ge-
macht wird, handelt es sich um ein Vollzugsdefizit, das durch konsequentere Nut-
zung bestehender Befugnisse zu beheben wäre – nicht durch neue Vorlagepflich-
ten. 
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Selbst bei unterstellter Regelungslücke erwiese sich eine pauschale Vorlagepflicht 
als unverhältnismäßig. Mildere, gleich geeignete Mittel – gezielte Einzelanfragen, 
Auswertung vorliegender Dokumentationen, Nutzung von DAC 6 und GloBE Infor-
mation Return – stehen bereits zur Verfügung und würden den Steuerpflichtigen 
vor unangemessenem Compliance-Aufwand bewahren. 

Auch international findet der BRH-Vorschlag keine Entsprechung: Ein deutscher Al-
leingang liefe dem BEPS-Ziel eines Level Playing Field zuwider und schwächte den 
Standort weiter. 

Am schwersten wiegt der systemische Einwand: Eine erweiterte Datenbasis ohne 
funktionsfähige Streitbeilegungsinfrastruktur erhöht das Risiko unilateraler Korrek-
turen und damit der Doppelbesteuerung, ohne Mittel zu deren Auflösung bereitzu-
stellen.  

 
III. Schlussbemerkungen und Handlungsempfehlungen 
 
Der Bundesrechnungshof benennt ein wichtiges Anliegen: Die Finanzverwaltung 
soll in die Lage versetzt werden, Gewinnverlagerungsrisiken wirksam und zügig zu 
erkennen. Diesem Ziel stimmt der AWV Arbeitskreis Verrechnungspreise ausdrück-
lich zu. 

Die empfohlene Maßnahme – eine neue gesetzliche Vorlagepflicht für disaggre-
gierte CbCR-Daten auf Einzelgesellschaftsebene – ist jedoch weder das geeignete 
noch das verhältnismäßige Mittel zur Erreichung dieses Ziels. Sie adressiert ein ver-
mutlich einzelfallbezogenes Vollzugsproblem durch eine Regelungslösung, berück-
sichtigt die methodische Grundstruktur der Verrechnungspreisanalyse nicht und 
droht, erhebliche Compliance-Ressourcen multinationaler Unternehmen zu bin-
den, ohne einen korrespondierenden Erkenntnisgewinn für die Finanzverwaltung 
zu erzeugen. 

Die verfügbaren Ressourcen des Gesetzgebers und der Finanzverwaltung wären aus 
Sicht des AWV Arbeitskreises Verrechnungspreise statt auf die Ausweitung der Be-
richts- und Vorlagepflichten besser auf den Rückbau von Bürokratie, eine stärkere 
Risikoorientierung und die damit verbundene Steigerung der Attraktivität des 
Standorts Deutschland zu richten. Die folgenden Handlungsempfehlungen sollen 
dazu Anregungen geben: 

1. Handlungsempfehlung:  
Sequenzielle Anforderung von Transaktionsmatrix und Local File zur Stärkung der 
Risikoorientierung 

Die Neufassung des § 90 Abs. 4 AO verpflichtet Steuerpflichtige, im Rahmen einer 
Außenprüfung zunächst nur die Transaktionsmatrix, die Stammdokumentation so-
wie die Aufzeichnungen über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle ohne gesonder-
tes Verlangen innerhalb von 30 Tagen vorzulegen. Ziel dieser Neuregelung im Rah-
men des Vierten Bürokratieentlastungsgesetzes war es, der Finanzverwaltung eine 
risikoorientierte Vorfilterung grenzüberschreitender Geschäftsbeziehungen zu er-
möglichen, bevor die vollständige Verrechnungspreisdokumentation angefordert 
wird (vgl. Gesetzesbegründung, Deutscher Bundestag, Drucksache 20/13015, S. 
100). In der Praxis zeigt sich jedoch, dass die Finanzbehörden das Local File regel-
mäßig nahezu zeitgleich mit der Prüfungsanordnung – de facto also auch zeitgleich 
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mit der Transaktionsmatrix – anfordern. Dadurch kann die Matrix ihre intendierte 
Filterfunktion nicht entfalten, da Prüfungsschwerpunkte zum Zeitpunkt der Local-
File-Anforderung noch gar nicht feststehen können. Im Ergebnis entsteht für Unter-
nehmen ein zusätzlicher Erstellungsaufwand, ohne dass der risikoorientierte Prü-
fungsansatz und der damit intendierte Bürokratieabbau tatsächlich zur Wirkung 
kommen. 

Es wird daher angeregt, § 90 Abs. 4 AO bzw. die zugehörigen Anwendungsregelun-
gen (AEAO oder Verwaltungsanweisung) um eine verbindliche Mindestfrist zu er-
gänzen, innerhalb derer die Finanzverwaltung die Transaktionsmatrix auszuwerten 
und eine Vorauswahl der zu vertiefenden Transaktionen zu treffen hat, bevor sie 
das Local File anfordern darf. Die Anforderung des Local Files sollte sich sodann ex-
plizit auf die als risikobehaftet identifizierten Transaktionen beschränken, statt pau-
schal auf die gesamte Dokumentation zu verweisen. 

Eine solche verbindliche Staffelung stellt sicher, dass die Transaktionsmatrix ihre ge-
setzgeberisch intendierte Funktion als Vorfilter tatsächlich erfüllt, statt zu einem 
bloßen zusätzlichen Dokumentationsbaustein neben dem Local File zu werden. Dies 
reduziert den Erstellungsaufwand für Unternehmen bei gleichzeitiger Stärkung der 
risikoorientierten Prüfungspraxis der Finanzverwaltung. Der Gesetzgeber bzw. das 
BMF sollten diesbezüglich entsprechende Klarstellungen vornehmen. 

2. Handlungsempfehlung:  
Internationale Harmonisierung von Transaktionsmatrizen und Related Party 
Transaction Forms 

Die Transaktionsmatrix kann – bei adäquater Nutzung durch die Finanzverwaltung 
– als effektives Instrument zur transaktionsbezogenen Risikoanalyse dienen. Ihre 
Aussagekraft ist jedoch begrenzt, solange vergleichbare Instrumente in anderen Ju-
risdiktionen inhaltlich und strukturell divergieren. Die grenzüberschreitende Kon-
sistenz konzerninterner Transaktionsdaten – und damit die Möglichkeit multilatera-
ler Risikoanalyse – setzt eine internationale Harmonisierung der Transaktionsmatrix 
voraus. In zahlreichen Jurisdiktionen, darunter Australien, Brasilien, die USA sowie 
mehrere EU-Mitgliedstaaten, bestehen bereits Related Party Transaction Forms 
oder vergleichbare transaktionsbezogene Meldeformulare mit unterschiedlichen 
Granularitätsstufen, Felddefinitionen und Übermittlungsmodalitäten. Diese Hete-
rogenität erzeugt auf Unternehmensseite erheblichen Mehraufwand und verhin-
dert auf Verwaltungsseite einen automatisierten grenzüberschreitenden Abgleich. 

Der AWV Arbeitskreis Verrechnungspreise empfiehlt dem Bundesministerium der 
Finanzen, sich im Rahmen der OECD und auf Ebene der EU aktiv für die Entwicklung 
eines harmonisierten internationalen Standards für transaktionsbezogene Berichts-
pflichten einzusetzen. Dabei ist ausdrücklich herauszustellen, dass eine solche Ini-
tiative nicht zu neuen bürokratischen Lasten führt, sondern bestehende nationale 
Regelungen ersetzen soll. 

Ein harmonisierter Standard würde die grenzüberschreitende Vergleichbarkeit kon-
zerninterner Transaktionsdaten substanziell verbessern, den Compliance-Aufwand 
multinationaler Unternehmen durch Konsolidierung divergierender nationaler An-
forderungen reduzieren, die Grundlage für automatisierte multilaterale Risikoana-
lysen schaffen und die Effektivität des internationalen Informationsaustauschs 
nachhaltig stärken – ohne neue unilaterale Vorlagepflichten zu schaffen.  
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3. Handlungsempfehlung:  
Steuerkontrollsystem als möglicher Ausgangspunkt risikobasierter Verrechnungs-
preisprüfungen 

Eine effektive Betriebsprüfung erfordert Datenqualität und Prüfungsfokus statt Da-
teninflation. Art. 97 § 38 EGAO bietet in der laufenden Erprobungsphase der Finanz-
verwaltung und dem Steuerpflichtigen die Chance, gemeinsam alternative, risiko-
orientierte Prüfungsmethoden zu entwickeln: Wer mittels eines wirksamen inter-
nen Steuerkontrollsystems (Tax Compliance Management System) Transparenz und 
verlässliche Prozesse schafft – etwa im Operational Transfer Pricing –, sollte im Ge-
genzug mit zeit- und kostenersparenden Prüfungserleichterungen belohnt werden. 
Im Kern geht es also um die Etablierung eines reziproken Anreizsystems. 

Derzeit verläuft die Erprobung und Evaluation von Steuerkontrollsystemen als alter-
nativem Prüfungsinstrument in den Bundesländern jedoch uneinheitlich; einzelne 
Landesfinanzverwaltungen klammern das Themengebiet der Verrechnungspreise 
bislang sogar explizit aus. Um ein Versanden im föderalen Vollzug oder eine Be-
schränkung auf weniger bedeutsame Sachverhalte zu verhindern, bedarf es drin-
gend einer zielgerichteten Koordination, die Verrechnungspreise nicht ausschließt. 

Angesichts der Evaluierungsfrist zum 30. April 2029 sollten insbesondere Unterneh-
men, die an einem ernsthaften Dialog über Anforderungen, Wirksamkeitskriterien 
und mögliche Erleichterungen in diesem Bereich interessiert sind, nicht ausge-
grenzt werden. In dieser Erprobungsphase sollten keinesfalls bereits voll auditierfä-
hige Tax-CMS-Strukturen vorausgesetzt werden. Entscheidend ist vielmehr ein 
schrittweiser, pragmatischer Dialog zwischen Steuerpflichtigem und Finanzverwal-
tung über wesentliche Risikofaktoren, Wirksamkeitskriterien und konkrete Entlas-
tungen. 

Statt Ressourcen auf eine weitere Verschärfung der CbCR-Pflichten zu verwenden, 
sollte der Fokus auf die gemeinsame Ausgestaltung risikoorientierter Prüfungsan-
sätze gerichtet werden. Der AWV-Arbeitskreis Verrechnungspreise bietet sich der 
Finanzverwaltung hierbei ausdrücklich als Dialog- und Ansprechpartner an, um pra-
xistaugliche Rahmenbedingungen für derartige alternative Prüfungsmethoden ge-
meinsam zu entwickeln. 

4. Handlungsempfehlung:  
Ausbau der Streitbeilegung vor Erweiterung der Datenbasis 

Aus der in 6.2.4 dargelegten strukturellen Unausgewogenheit zwischen Datener-
weiterung und Streitbeilegungskapazität folgt aus Sicht des AWV Arbeitskreises 
Verrechnungspreise ein eigenständiges, vorrangiges Handlungsfeld. Um die Um-
setzbarkeit zu erleichtern, empfiehlt der Arbeitskreis eine Staffelung der Maßnah-
men nach dem Kriterium der unilateralen Realisierbarkeit: 

Stufe 1: Kurzfristig und unilateral durch Deutschland umsetzbar 

Diese Maßnahmen liegen ausschließlich im innerstaatlichen Handlungsbereich und 
erfordern keine Mitwirkung anderer Staaten: 

• Straffung interner Verfahrensabläufe beim BZSt (Prozessoptimierung, Digi-
talisierung der Aktenführung, Priorisierung nach Fristablauf, konsequen-
tere Trennung von Betriebsprüfung und Streitbeilegung, verstärkte Perso-
nalentwicklung/Spezialisierung im Bereich internationaler 
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Verrechnungspreisstreitigkeiten) – unabhängig von Verhandlungen mit an-
deren Staaten umsetzbar;  

• Interne Zielvorgaben/Selbstverpflichtung zur Verfahrensdauer (orientiert 
an OECD-Statistik) als verwaltungsinterne Steuerungsgröße. 

Stufe 2: Mittelfristig, überwiegend unilateral, aber mit Abstimmungsbedarf 

Diese Maßnahmen sind grundsätzlich im deutschen Rechtsrahmen verankerbar, 
setzen aber koordinierte Anwendung bzw. Abstimmung mit dem EU-Rahmen vo-
raus: 

• Ausschöpfung und Ausweitung bestehender Instrumente wie Joint Audits 
und Multilateral Controls im Rahmen des bereits bestehenden rechtlichen 
Rahmens (§ 12 EUAHiG) – die Rechtsgrundlage existiert bereits; Ausbaube-
darf betrifft vor allem Praxis und Kapazität, nicht das Recht selbst; 

• Verbindliche verfahrensrechtliche Fristvorgaben für MAP-Verfahren im 
Rahmen des deutschen Rechts, soweit unilateral regelbar (z. B. verwal-
tungsinterne Bearbeitungsfristen) – bei über die EU-Streitbeilegungsricht-
linie hinausgehenden Standards ist eine gewisse Abstimmung mit Verwal-
tungspraxis anderer Mitgliedstaaten faktisch erforderlich, auch wenn keine 
Vertragsänderung nötig ist. 

Stufe 3: Langfristig und zwingend von der Mitwirkung anderer Staaten abhängig 

Diese Maßnahmen betreffen den Abschluss oder die Änderung völkerrechtlicher 
Verträge und sind damit weder kurzfristig noch unilateral umsetzbar: 

• Ausweitung verbindlicher Schiedsmechanismen auf weitere DBA, insbe-
sondere mit zentralen Drittstaaten außerhalb der EU – erfordert bilaterale 
Verhandlungen und Zustimmung des jeweiligen Vertragspartners; 

• Vereinheitlichung/Verkürzung der MAP-Verfahrensdauer auf OECD-Ziel-
vorgaben im Verhältnis zu Drittstaaten – abhängig von deren Verwaltungs-
kapazität und politischer Bereitschaft, kann von deutscher Seite nur ange-
stoßen, nicht erzwungen werden; 

• Multilaterale Weiterentwicklung des Streitbeilegungsrahmens (z. B. im 
Rahmen von OECD/Inclusive Framework oder EU-Richtlinienrevision) – vo-
raussetzungsvoller, langwieriger Konsensbildungsprozess mit ungewissem 
Zeithorizont. 
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